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Hoher und Weinmann: Grün-Schwarz hätte Opposition beim
Stiftungsmodell einbinden sollen – FDP will Stiftungssatzung und Verträge
sehen

In der heutigen öffentlichen Sitzung des Bildungsausschusses wurde ein Antrag der FDP/DVP zum
islamischen Religionsunterricht diskutiert. Mit Blick auf das von Ministerpräsident Kretschmann
initiierte Stiftungsmodell für den Religionsunterricht sagen der rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP
Fraktion, Nico Weinmann, und der stellvertretende Obmann der FDP/DVP im Bildungsausschuss,
Klaus Hoher:

„Das Stiftungsmodell der Landesregierung für den islamischen Religionsunterricht wirft viele weiteren
Fragen auf, zumal dem Landtag weder die Stiftungssatzung noch der Vertrag mit den islamischen
Verbänden vorliegt. Beides haben wir heute eingefordert.“

„Die flächendeckende Einführung des islamischen Religionsunterrichts“, so Klaus Hoher, „wird in
Gesellschaft und Politik angeregt debattiert. Eine Diskussion im Landtag zu ihrem Stiftungsmodell
scheut die Landesregierung jedoch. Nur so ist zu verstehen, dass sie zwar bereits im Juli 2018 die
Koalitionsfraktionen informierte, die Opposition aber bis heute außen vorhielt.“

Nico Weinmann führt weiter aus: „Grundvoraussetzung einer jeden Zusammenarbeit ist für uns die
Verfassungstreue der islamischen Verbände. Hier darf die Landesregierung in ihrem Bemühen,
islamische Verbände als Mitglieder des Stiftungsbeirats einzubinden, nicht blauäugig agieren. Für
leichtsinnig halten wir daher den nahezu völligen Verzicht auf staatlichen Einfluss. Die
Landesregierung verzichtet ausdrücklich auf jegliche Einmischung in religiösen und pädagogischen
Fragen. Dagegen wirken selbst beim christlichen Religionsunterricht Staat und Kirche zusammen. Bei
der Besetzung der Gremien der Stiftung muss noch nicht einmal in allen Fällen das Einvernehmen mit
der Landesregierung hergestellt werden. Diese Konstruktion stärkt die Verbände unnötig. Denn es
hätte die Möglichkeit gegeben, der Landesregierung in Personalsachen ein Veto zuzubilligen und
beispielsweise die Schiedskommission mit unabhängigen Fachleuten zu besetzen.

Es ist mehr als ärgerlich, dass sich die grün-schwarze Landesregierung bei ihren Überlegungen in den
Ministerien verschanzt hat, statt das Gespräch und das Fachwissen aller Fraktionen im Parlament zu
nutzen. Ein mit breiter parlamentarischer Unterstützung getragenes Stiftungsmodell wäre möglich
gewesen. Wir werden die Pläne von Grün-Schwarz weiter beleuchten, Fehler bei der Ausgestaltung
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des islamischen Religionsunterrichts kann sich das Land auch mit Blick auf die integrative Bedeutung
des Unterrichts nicht leisten.“


